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12S/J 

der Abg Q S t end e b a 0 h, Dr~ K rau s und Genossen 

an den Bundeskanzler, 

betreffend Gesamtsohäden und Gesamtkosten der Eesetzung~ 

.,,0-0 ...... 0 .. 

o Es ist als feststehend anzusehen, daß die .Aufreohterh~ltung der Bt:

setzung Österreiohs naoh gesetznäßiger Wahl seiner Volksvertretung und 
t ! 0 

ordnungssemliße::- Konsti tuierung seiner demokratisohen Regieirung rechts-

widrig ist. Der SChaden, der dadurch Österreioh und seiner Bevölkerung 

entstanden ist, ist von denen zu 1Tli!rtreten? die für die rephtswidrige il.ll.f

reohterhaltung der Besetzung mit allen ihren EegleitersChe~nungen verant

wortlioh sind. 

Bei allen bisherigen Verhandlungen über den Staatsvertrag ist immer 
I 

nur von Forderungen die Rede gewesen, die an Österreich gestellt werden~ 

Bei zukünftigen Verhandlungen sollen demgegenüber auoh diei Forderungen 

zur Geltung gebracht werden? welche Österreich und seinen ~inwohnern aus 

der rechtswidrigen Aufrecherhaltung der Besetzung entstan~en sind" 

Die unterzeichneten-Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundes

kanzler die 

A n f_.~._~L e ! 

Ist der Herr Bundeskanzler bereit, dem Nationalrat e~estens eine 

AUfste:hung der Gesamtkosten und Gesamtschäden vorzulegen ( seit 1,,1.1946), 

die dem Bund, de~ Ländern~ Gemein~en und Privatpersonen d~roh die unge~ 

rechtfertig~e AUfrech1ßrhaltung der Besetzung Österreiohs entstanden sind) 
, 

damit bei neuerliohen Verhandlungen über einen Staatsvertrag auch diese , ' 

Kosten entsprechend zur Geltung gebracht werden können? 

,..v c!l-. a -o~o"'o·" 
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